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Aktuelle Gesetzgebung 
 

Koalitionsausschuss einigt sich auf Konjunktur- und 
Krisenbewältigungspaket 
 
In der Nacht vom 3. auf den 4. Juni haben sich die Koalitionspartner CDU/CSU und 
SPD auf ein gemeinsames Paket zur Abmilderung der wirtschaftlichen Folgen der 
COVID-19-Pandemie geeinigt. 

Einen Überblick zu den in dem Paket vorgesehenen Maßnahmen sowie das beschlossene 
Eckpunktepapier finden Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter: 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/06/04/koalitionsausschuss-einigt-sich-
auf-konjunktur-und-krisenbewaeltigungspaket/ 
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Neues aus der Finanzverwaltung 
 

BMF: Weitere Konsultationsvereinbarungen zur Besteuerung 
von Grenzpendlern und Grenzgängern geschlossen 
 
Um den sich aus der andauernden Pandemie ergebenden Probleme für ansonsten 
grenzüberschreitend tätige Arbeitnehmer entgegenzuwirken, wurden mittlerweile weitere 
Konsultationsvereinbarungen mit Frankreich und Belgien abgeschlossen. 

Die Schreiben sowie weitere Ausführungen zu den Schreiben lesen Sie in unserem Blog 
Steuern & Recht unter: 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/06/02/bmf-weitere-
konsultationsvereinbarungen-zur-besteuerung-von-grenzpendlern-und-grenzgaengern-
geschlossen/ 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 

Aktuelle Rechtsprechung 
 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 4. Juni 2020 
 
Urteil XI R 24/18: Zum Vorsteuerabzug einer Holding (Konzeptionskosten 
einer Holdingstruktur) bei angeblicher Dienstleistungskommission 

Die Finanzgerichte sind an eine ausdrückliche Billigkeitsentscheidung des Finanzamts, 
dass eine Gesellschaft nicht als Organgesellschaft zu behandeln ist, gebunden. Um die 
Unternehmenseigenschaft einer Holdinggesellschaft zu begründen, müssen ihre 
steuerbaren Ausgangsleistungen an ihre Tochtergesellschaften grundsätzlich keine 
besondere "Eingriffsqualität" aufweisen. Es reicht außerdem aus, wenn solche 
Leistungen in Zukunft beabsichtigt sind. Eine Dienstleistungskommission i.S. des § 3 
Abs. 11 UStG im Verhältnis zu Tochtergesellschaften liegt nicht vor, wenn jenen eine 
wirtschaftlich nicht teilbare Gesamtleistung anteilig zugeordnet wird. 
Urteil vom 12. Februar 2020, XI R 24/18 
 
Urteil VIII R 8/16: Vorrangige Verrechnung von Altverlusten aus privaten 
Veräußerungsgeschäften 

§ 20 Abs. 6 Satz 1 EStG steht der Verrechnung von Altverlusten i.S. des § 23 EStG in der 
bis zum 31.12.2008 geltenden Fassung (EStG a.F.) mit positiven Kapitaleinkünften i.S. 
des § 20 Abs. 2 EStG bei der (Antrags-)Veranlagung gemäß § 32d Abs. 4 EStG nicht 
entgegen, da die depotbezogene unterjährige Verlustverrechnung der auszahlenden 
Stelle i.S. des § 43a Abs. 3 EStG zwar zeitlich vorrangig, aber nicht endgültig ist. 
Urteil vom 3. Dezember 2019, VIII R 8/16 

Beschluss I B 35/19: Drittanfechtungsrecht der Gesellschafter gegen den 
Bescheid zur Feststellung des Bestands des steuerlichen Einlagekontos 

Wird ein Drittanfechtungsrecht der Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft hinsichtlich 
der gesonderten Feststellung des Bestands des steuerlichen Einlagekontos bejaht, ist 
jedenfalls nicht ernstlich zweifelhaft, dass die Gesellschafter den sich aus § 166 AO 
ergebenden Beschränkungen unterworfen sind. 
Beschluss vom 10. Dezember 2019, I B 35/19 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 
Urteil II R 43/16: Gemeinschaftliche Tierhaltung bei 
beteiligungsidentischen Personengesellschaften 
Urteil vom 27. November 2019, II R 43/16 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/06/02/bmf-weitere-konsultationsvereinbarungen-zur-besteuerung-von-grenzpendlern-und-grenzgaengern-geschlossen/
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https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/06/02/bmf-weitere-konsultationsvereinbarungen-zur-besteuerung-von-grenzpendlern-und-grenzgaengern-geschlossen/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010103/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010102/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010099/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010100/
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Urteil VII R 12/18: vZTA nach Unionszollkodex - Tarifierung eines 
Probeneinlasssystems für ein Massenspektrometer 
Urteil vom 19. November 2019, VII R 12/18 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Rechtsprechung im Blog 
 
Keine Berichtigung des bestandskräftigen 
Einkommensteuerbescheids bei fehlender Erfassung der vom 
Steuerpflichtigen ordnungsgemäß erklärten Einkünfte 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass ein 
bestandskräftiger Steuerbescheid nicht mehr nachträglich vom Finanzamt nach § 129 
AO berichtigt werden kann, wenn die fehlende Erfassung der vom Steuerpflichtigen 
ordnungsgemäß erklärten Einkünfte trotz ergangener Prüf- und Risikohinweise im 
Rahmen eines Risikomanagementsystems nicht auf einem bloßen „mechanischen 
Versehen“ beruht. 

Sachverhalt 

Der Kläger hatte in seiner auf dem amtlichen Vordruck eingereichten 
Einkommensteuererklärung u.a. Einkünfte aus selbständiger Arbeit in Höhe von 128.641 
€ erklärt. Beim Einscannen der Unterlagen im Veranlagungsbezirk des Finanzamts 
wurde die Anlage S zur Einkommensteuererklärung versehentlich übersehen, so dass 
eine Erfassung der Einkünfte aus selbständiger Arbeit des Klägers unterblieb. 

Nach maschineller Überprüfung der eingescannten Daten durch ein 
Risikomanagementsystem gingen im Veranlagungsbezirk mehrere Prüf- und 
Risikohinweise ein, die u.a. auf Einkünfte „des Ehemanns/der Ehefrau von weniger als 
4.200 €“ hinwiesen und eine „personelle Prüfung“ des als „risikobehaftet“ eingestuften 
Falls vorsahen. 

Die zuständige Sachbearbeiterin bearbeitete diese Prüf- und Risikohinweise, prüfte 
jedoch nicht, ob die Einkünfte aus selbständiger Arbeit des Klägers zutreffend im 
Einkommensteuerbescheid übernommen worden waren. Erst im Folgejahr wurde der 
Fehler erkannt und der Einkommensteuerbescheid nach § 129 Satz 1 Abgabenordnung 
(AO) berichtigt. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf blieb ohne Erfolg. Das Finanzgericht vertrat 
die Auffassung, dass das Finanzamt wegen Vorliegens einer offenbaren Unrichtigkeit 
befugt gewesen sei, den bestandskräftigen Einkommensteuerbescheid gemäß § 129 Satz 
1 AO zu berichtigen, da die Bearbeitung der Prüf- und Risikohinweise nicht zu einer 
neuen Willensbildung geführt. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision des Steuerpflichtigen stattgegeben und die Entscheidung der 
Vorinstanz aufgehoben. 

129 Satz 1 AO erlaubt nur die Berichtigung von Schreibfehlern, Rechenfehlern und 
ähnlichen offenbaren Unrichtigkeiten (sog. mechanische Versehen), die beim Erlass des 
Verwaltungsakts unterlaufen sind. § 129 AO ist dagegen nicht anwendbar, wenn dem 
Sachbearbeiter des FA ein Tatsachen- oder Rechtsirrtum unterlaufen ist oder er den 
Sachverhalt mangelhaft aufgeklärt hat. 

Im vorliegenden Fall beruhte der fehlerhafte Einkommensteuerbescheid darauf, dass die 
zutreffende Höhe der im Bescheid angesetzten Einkünfte nicht aufgeklärt wurde, obwohl 
aufgrund der Risiko- und Prüfhinweise Zweifel an der Richtigkeit dieser Einkünfte 
bestanden und deshalb eine weitere Sachaufklärung geboten war. Das schließt das 
Vorliegen eines bloß mechanischen Versehens und damit die Anwendung der 
Berichtigungsnorm des § 129 AO aus. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 4. Januar 2020 (VIII R 4/17), veröffentlicht am 28. Mai 2020, vgl. 
die Pressemitteilung des BFH. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010101/
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44835&pos=4&anz=44
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44820&linked=pm
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Zur Umsatzsteuerfreiheit von Post-Universaldienstleistungen 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass die 
förmliche Zustellung von Schriftstücken nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften eine 
Post-Universaldienstleistung nach Art. 3 Abs. 4 der Richtlinie 97/67/EG (Post-
Richtlinie) ist, die als von „öffentlichen Posteinrichtungen“ erbrachte Dienstleistung 
nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. a MwStSystRL von der Umsatzsteuer befreit ist. Auf die 
Steuerbefreiung nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. a MwStSystRL kann sich der 
Steuerpflichtige unmittelbar berufen. 

Sachverhalt 

Der Kläger ist Insolvenzverwalter über das Vermögen der Insolvenzschuldnerin B-AG. 
Diese ist Unternehmerin und Organträgerin einer umsatzsteuerrechtlichen Organschaft. 
Sie erbringt im Rahmen ihres Unternehmens durch verschiedene Organgesellschaften 
Postdienstleistungen. Während der Jahre 2008 und 2009 führte sie durch ein 
bundesweit strukturiertes Zustellnetz im Wesentlichen Postzustellungsaufträge im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland aus, die sie als umsatzsteuerfrei behandelte. 

Anlässlich einer Umsatzsteuer-Sonderprüfung vertrat das Finanzamt die Ansicht, die 
Umsätze aus förmlichen Zustellungen seien nicht von der Umsatzsteuer befreit. Die 
Einsprüche dagegen blieben ebenso ohne Erfolg wie die Klage vor dem Finanzgericht 
Baden-Württemberg. 

Im Rahmen eines Vorabentscheidungsersuchens (vgl. unseren Blogbeitrag) legte der 
BFH dem EuGH die Fragen vor, ob ein Unternehmer, der die förmliche Zustellung von 
Schriftstücken nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften durchführt, ein ‚Anbieter von 
Universaldienstleistungen‘ ist, der die Leistungen des postalischen Universaldienstes 
ganz oder teilweise erbringt, und ob diese Leistungen umsatzsteuerfrei sind. 

Der EuGH stellte in seinem Urteil klar, dass Anbieter von Briefzustelldienstleistungen, 
die in ihrer Eigenschaft als Inhaber einer nationalen Lizenz, die ihnen die Erbringung 
dieser Dienstleistung gestattet, verpflichtet sind, förmliche Zustellungen von 
Schriftstücken von Gerichten oder Verwaltungsbehörden nach Vorschriften des 
nationalen Rechts durchzuführen, als ‚Universaldiensteanbieter‘ im Sinne dieser 
Bestimmungen anzusehen sind, so dass solche förmlichen Zustellungen als von 
‚öffentlichen Posteinrichtungen‘ erbrachte Dienstleistungen nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. 
a MwStSystRL von der Umsatzsteuer zu befreien sind (vgl. unseren Blogbeitrag). 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision des Steuerpflichtigen im Anschluss an das Urteil des EuGH 
stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz aufgehoben. 

Die streitbefangenen Leistungen der B-AG sind umsatzsteuerfrei. 

Die von B erbrachten Leistungen sind nicht schon nach § 4 Nr. 11b UStG i.d.F. der 
Streitjahre befreit. Befreit diese Vorschrift nur Umsätze der Deutschen Post AG, so 
erfüllt B-AG ersichtlich nicht diese personenbezogene Voraussetzung des 
Steuerbefreiungstatbestandes. 

Der Kläger kann sich als Insolvenzverwalter über das Vermögen von B aber unmittelbar 
auf die Steuerbefreiung in Art. 132 Abs. 1 Buchst. a MwStSystRL berufen. 

Nach dem Urteil des EuGH ist B „Universaldiensteanbieter“ i.S. der Art. 2 Nr. 13 und 
Art. 3 der Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15.12.1997 über gemeinsame Vorschriften für die Entwicklung des Binnenmarktes der 
Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der Dienstequalität in der durch die 
Richtlinie 2008/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20.02.2008 
geänderten Fassung mit der Folge, dass die von B ausgeführten förmlichen Zustellungen 
als von „öffentlichen Posteinrichtungen“ erbrachte Dienstleistungen nach Art. 132 Abs. 1 
Buchst. a MwStSystRL von der Umsatzsteuer zu befreien sind. Dem schließt sich der 
BFH an. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 6. Februar 2020 (V R 36/19 (V R 30/15)), veröffentlicht am 28. Mai 
2020; die Entscheidung ist teilweise inhaltsgleich mit V R 37/19 (V R 8/16). 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2018/01/03/eugh-vorlage-umsatzsteuerpflicht-der-foermlichen-zustellungen-von-postsendungen/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/10/23/eugh-nimmt-stellung-zur-steuerbefreiung-von-postuniversalleistungen/
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44826&pos=1&anz=44
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/06/03/anspruch-auf-erteilung-einer-bescheinigung-nach-%c2%a7-4-nr-11b-satz-2-ustg/
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Zur Rückwirkung und zu den Voraussetzungen einer 
berichtigenden Rechnung 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass die Rückwirkung einer 
Rechnungsberichtigung beim Vorsteuerabzug unabhängig davon gilt, ob die 
Berichtigung zum Vorteil oder zum Nachteil des Leistungsempfängers wirkt. Auch der 
Stornierung einer Rechnung nebst Neuausstellung einer sie ersetzenden Rechnung 
kann eine solche Rückwirkung zukommen. 

Sachverhalt 

Die Klägerin war Organträgerin einer GmbH, die einen Bioenergiepark errichten ließ. 
Die GmbH beauftragte die A, zum Pauschalfestpreis zuzüglich Umsatzsteuer Leistungen 
zur starkstromtechnischen Erschließung des Parks zu erbringen. Geschuldet waren 
Planung, Lieferung und Montage der Eigenbedarfsversorgung sowie der 
Energieabführung. 

Außerdem beauftragte sie die B damit, die Netzwerkverkabelung vorzunehmen sowie 
Leistungen zum Überspannungsschutz der Trafostationen und der Module zu erbringen. 
Sowohl A als auch B rechneten gegenüber der GmbH einschließlich Umsatzsteuer ab und 
entrichteten diese an das zuständige Finanzamt. Die Klägerin machte diese 
Umsatzsteuer als Vorsteuer geltend. 

Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass es sich bei den Leistungen der A und der B 
um Bauleistungen handele, auf die § 13b Abs. 2 Umsatzsteuergesetz (UStG) anzuwenden 
sei, so dass der Klägerin ein Vorsteuerabzug aus den Rechnungen der Subunternehmer 
der GmbH nicht zustehe. 

A erteilte der GmbH eine Gutschrift (brutto) und berechnete am gleichen Tag ohne 
Umsatzsteuer unter Hinweis auf § 13b UStG. B berichtigte die Rechnungen ebenfalls und 
rechnete jeweils mit Hinweis auf § 13b UStG ohne Umsatzsteuer für den 
Überspannungsschutz sowie für die Netzwerkverkabelung ab. Außerdem verpflichtete 
sie sich, der GmbH die vom Finanzamt zurückzuzahlende Umsatzsteuer zu erstatten. Auf 
dieser Grundlage erhielt die Klägerin die in den ursprünglichen Rechnungen 
ausgewiesene Umsatzsteuer der Subunternehmer der GmbH zurück. 

Das Sächsische Finanzgericht gab der Klage statt. Es vertrat die Ansicht, dass es sich bei 
den Leistungen der A und der B nicht um Leistungen mit Bauwerksbezug i.S. des § 13b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 1 UStG a.F. handele. Die ursprünglichen Rechnungen seien 
richtig gewesen; sie seien nicht rückwirkend durch die berichtigenden Rechnungen 
ersetzt worden. 

Gegen diese Entscheidung legte das Finanzamt Revision ein. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision des Finanzamtes stattgegeben und die Entscheidung der 
Vorinstanz im Umfang der Anfechtung aufgehoben. 

Die ursprünglichen Rechnungen der A und der B weisen Umsatzsteuer offen aus. Die 
Klägerin ist nach Ansicht des Finanzgerichts auch zum Vorsteuerabzug berechtigt, weil 
die Umsatzsteuer gesetzlich geschuldet wurde. Der BFH konnte offenlassen, ob er dem 
folgen könnte, denn die Rechnungen von B und von A, die als berichtigende Rechnungen 
i.S. von Art. 219 MwStSystRL anzusehen sind, entfalten Rückwirkung auf das Streitjahr. 

Nach Rechtsprechung des EuGH können Rechnungen, die fehlende oder fehlerhafte 
Angaben aufweisen, mit Rückwirkung auf den Zeitpunkt der erstmaligen 
Rechnungserteilung berichtigt werden (EuGH-Urteil Senatex vom 15. September 2016 – 
C-518/14, vgl. unseren Blogbeitrag). Diese Rückwirkung gilt unabhängig davon, ob die 
Berichtigung zum Vorteil oder Nachteil des Steuerpflichtigen wirkt. 

Überdies hat der EuGH entschieden, dass eine Berichtigung dadurch erfolgen kann, dass 
der Rechnungsaussteller die ursprüngliche Rechnung storniert und eine Neuausstellung 
der Rechnung vornimmt (EuGH-Urteil Pannon Gep Centrum vom 15.07.2010 – C-
368/09). Voraussetzung für eine Berichtigung von Rechnungen ist des Weiteren, dass 
sich aus dem Berichtigungsdokument ein Bezug auf die zu berichtigende Rechnung 
ergibt. Dies geschieht regelmäßig durch die Angabe der fortlaufenden Nummer dieser 
ursprünglichen Rechnung. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2016/09/19/rechnungsberichtigung-und-geaenderter-vorsteuerabzug-rueckwirkend-moeglich/
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Nach § 31 Abs. 5 Satz 1 Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung (UStDV) ist es möglich, 
eine Rechnung zu berichtigen, wenn sie nicht alle Angaben nach § 14 Abs. 4 oder § 14a 
UStG enthält oder Angaben in der Rechnung unzutreffend sind. 

Der BFH hat mit Urteil vom 19.06.2013 – XI R 41/10 (vgl. unseren Blogbeitrag) 
entschieden, dass –wie auch die Vorinstanz angenommen hat– die Rückwirkung einer 
Rechnungsberichtigung voraussetzt, dass die zu berichtigende Rechnung falsche oder 
unvollständige Angaben enthält, die einer Berichtigung zugänglich wären. Der BFH kann 
nach erneuter Überprüfung im Lichte des Art. 219 MwStSystRL im Streitfall offenlassen, 
ob an dieser Sichtweise in vollem Umfang festzuhalten ist. 

Jedenfalls dann, wenn der offene Steuerausweis in der Rechnung später vom leistenden 
Unternehmer im Einvernehmen mit dem Leistungsempfänger geändert wird und der 
leistende Unternehmer im Rahmen der Änderung der Rechnung die vom 
Leistungsempfänger gezahlte, in der Rechnung offen ausgewiesene Umsatzsteuer an ihn 
zurückzahlt, liegt eine mit der Berichtigung eines „unzutreffend“ angegebenen 
Steuerbetrags (§ 31 Abs. 5 Satz 1 Buchst. b UStDV) vergleichbare Lage vor, die eine 
Rückwirkung auf den Zeitpunkt der Ausstellung der ursprünglichen Rechnung 
rechtfertigt. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 22. Januar 2020 (XI R 10/17), veröffentlicht am 28. Mai 2020. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 

Business Meldungen 
 
EBA: Bericht und Action Plan zu Dividenden-Arbitrage 
Geschäften wie Cum/Ex und Cum/Cum innerhalb der EU 
Am 12. Mai 2020 hat die European Banking Authority – kurz EBA – ihren Bericht über 
Maßnahmen und Reaktionen der befragten Behörden in den EU-Mitgliedstaaten zu 
Dividenden-Arbitrage Geschäften wie Cum/Ex und Cum/Cum veröffentlicht. Es stellte 
sich heraus, dass die Relevanz von Dividenden-Arbitrage Geschäften für das Risk 
Management der Kreditinstitute unterschiedlich gesehen wird. Hintergrund sind 
insbesondere die unterschiedlichen Steuersysteme der Mitgliedstaaten. Gleichwohl 
kommt die EBA zu dem Ergebnis, dass die Ermöglichung von Steuerdelikten der 
Integrität des Finanzsystems der gesamten EU schadet. Daher stellt die EBA einen 
Aktionsplan (Action Plan) vor, der auf aktuellen legislativen Änderungen in den 
Bereichen der Eigenmittelrichtline (CRD IV/V) und der Richtlinie zur 
Geldwäschevermeidung aufsetzt. Der Action Plan mit eigenen Schritten der EBA und 
weitere, von ihr angeregte, Maßnahmen ergänzen bereits vorhandene Instrumente von 
Behörden und bei Kreditinstituten.  
 
Mehr zu dem Bericht und dem Aktionsplan sowie eine erste Einschätzung finden Sie in 
unserem Blog Steuern & Recht unter: 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/05/29/eba-bericht-und-action-plan-zu-
dividenden-arbitrage-geschaeften-wie-cum-ex-und-cum-cum-innerhalb-der-eu/ 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 

Weitere interessante News und Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht unter 
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/ 

 
 

Sie haben noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine Mail an 
PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com. 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
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